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Bebauungsplan „Solarpark Ober-Olm“ 

in der Ortsgemeinde Ober-Olm  

Kreis Main-Bingen 

 

 

Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-

gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger 

sonstiger Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

 
 
1. Allgemeines zum Verfahren 
 
2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand: Mai 2025 
 



2 
 
D:\Projekte\2024041\20_BUE\01_Bebauungsplan\10_Verfahren\01_FÖBB\02_Abwägung\2024041_FÖBB_Abwägung_
BP_JO_Mai25.docx 

1. Allgemeines zum Verfahren 
 
Die Ortsgemeinde Ober-Olm (Verbandgemeinde Nieder-Olm) möchte im Rahmen der Wahrneh-
mung der städtebaulichen Entwicklung einen Bebauungsplan mit dem Ziel der Entwicklung eines 
Solarparks zur Gewinnung erneuerbarer Energien aufstellen. Der Grund hierfür ist, dass die Orts-
gemeinde einen weiteren positiven Beitrag zum Klimaschutz leisten möchte. 
Aus diesem Grund wurde, um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, die Auf-
stellung eines Bebauungsplanes beschlossen. Der Vorentwurf wurde am 25.09.2024 vom Ge-
meinderat angenommen. Danach erfolgte vom __________ bis __________ die frühzeitige Be-
teiligung der Öffentlichkeit sowie die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB. Dabei hatten sowohl die Behörden als auch die Öffent-
lichkeit Gelegenheit, sich über den Vorentwurf des Bebauungsplanes zu informieren und konnten 
entsprechende Anregungen und Hinweise vortragen.  
 
Anschließend ist der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwägung bzw. Berücksichti-
gung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt. 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
Poststraße 20-28 
55545 Bad Kreuznach 

15.11.2024 Keine 

2.  Gemeinde Klein-Winternheim 
Hauptstr. 6 
55270 Klein-Winternheim 

15.11.2024 Keine 

3.  DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück 
Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 
Postfach 573  
55529 Bad Kreuznach 

22.11.2024 Keine 

4.  Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP 
Landesarchäologie, Außenstelle Mainz 
Große Langgasse 29 
55116 Mainz 

22.11.2024 Hinweise und Anregun-
gen 

5.  Abwasserzweckverband „Untere Selz“ 
Am Goldenen Lamm 1 
55262 Ingelheim am Rhein 

28.11.2024 Keine 

6.  Landesbetrieb Mobilität Worms 
Schönauer Straße 5  
67547 Worms 

09.12.2024 Hinweise und Anregun-
gen 

7.  Vodafone GmbH/  
Vodafone Deutschland GmbH 
Zurmaiener Straße 175 
54292 Trier 

12.12.2024 keine 

8.  Landesamt für Geologie und Bergbau RLP 
Postfach 10 02 55 
55133 Mainz 

16.12.2024 Hinweise 

9.  Wasserversorgung Rheinhessen- Pfalz (wvr) 
Rheinallee 87 
55294 Bodenheim 

13.12.2024 Keine 

10.  EWR Netz GmbH 
Postfach 12 23  
55220 Alzey 

16.12.2024 keine 
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

11.  Stadtverwaltung Mainz 
Amt für Stadtforschung und nachhaltige Stadt-
entwicklung 
Postfach 38 20 
55028 Mainz 

20.12.2024 keine 

12.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz 
Postfach 42 40 
55032 Mainz 

17.12.2024 Hinweise 

13.  Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
Postfach 13 55 
55206 Ingelheim am Rhein 

10.01.2025 Anregungen und Hin-
weise 

14.  Landwirtschaftskammer RLP 
Otto-Lilienthal-Straße 4 
55232 Alzey 

13.01.2025 Anregungen und Hin-
weise 

15.  Autobahn GmbH des Bundes 
Außenstelle Wiesbaden 
Hagenauer Str. 44 
65203 Wiesbaden 

21.01.2025 Anregungen und Hin-
weise 

 
Hinweis: 
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung, die abgegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung 
abgedruckt und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die Sach-
darstellungen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung werden aus Datenschutzgründen anonymisiert. Die Originalstellung-
nahmen können bei der Verbandsgemeindeverwaltung Nieder-Olm eingesehen werden.  
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
2.1 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 15.11.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
2.2 Stellungnahme der Ortsgemeinde Klein-Winternheim vom 15.11.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.3 Stellungnahme der DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück vom 22.11.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
2.4 Stellungnahme der GDKE RLP – Landesarchäologie, Mainz vom 22.11.2024 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu möglichen Verdachtsflächen werden zur Kenntnis genommen. Es erfolgte be-
reits, wie empfohlen eine Besprechung zum weiteren Vorgehen. Zwischenzeitlich wurde eine 
Prospektion durchgeführt, mit der GDKE weitere Untersuchungen abgestimmt. Details werden im 
Rahmen der Genehmigungsplanung berücksichtigt, in den Unterlagen wird ein allgemeiner Hin-
weis aufgenommen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
 
2.5 Stellungnahme des Abwasserzweckverband „Untere Selz“ vom 28.11.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.6 Stellungnahme des Landesbetrieb Mobilität Worms vom 09.12.2024 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass keine grundsätzlichen Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. Die 
sonstigen Hinweise zu Blendgutachten werden zur Kenntnis genommen, aufgrund der Entfer-
nung zur L 401 und L 413 sind keine Beeinträchtigungen zu erwarten, weshalb auf ein Blendgut-
achten verzichtet werden kann. Die Bauverbotszone ist berücksichtigt. Die Sonstigen Hinweise 
zur Nutzung der klassifizierten Straßen während der Bauarbeiten werden zur Kenntnis genom-
men, sind jedoch nicht Inhalt eines Bebauungsplanes und in der nachfolgenden Erschließungs-
planung zu beachten. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.7 Stellungnahme der Vodafone GmbH vom 12.12.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 



9 
 
D:\Projekte\2024041\20_BUE\01_Bebauungsplan\10_Verfahren\01_FÖBB\02_Abwägung\2024041_FÖBB_Abwägung_
BP_JO_Mai25.docx 

Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
2.8 Stellungnahme des Landesamt für Geologie und Bergbau RLP vom 16.12.2024 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu Bergbau/Altbergbau, die Bestätigung der Hinweise zu Baugrund und Boden-
schutz und zu Rohstoffen werden zur Kenntnis genommen, es ist keine planerische Beachtung 
erforderlich. Der Hinweis zum Geologiedatengesetz erübrigt sich, da keine Bodengutachten er-
forderlich sind.  
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.9 Stellungnahme der Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH vom 13.12.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
2.10 Stellungnahme der EWR Netz GmbH vom 16.12.2024 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis, dass keine Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. Die sonstigen Hin-
weise sind nicht Inhalt eines Bebauungsplanes und durch den Projektierer abzustimmen. Eine 
Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
2.11 Stellungnahme der Stadtverwaltung Mainz – Amt für Stadtforschung und nachhal-

tige Stadtentwicklung vom 20.12.2024 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
2.12 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd vom 17.12.2024 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu Grundwasserschutz und Trinkwasserversorgung werden zur kenntnis genom-
men, der Hinweis zur Trafostation wir unter Hinweise ergänzt und bei der Genehmigungsplanung 
zu beachten. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Bodenschutz, dass sich keine bodenschutzrechtlichen Flächen im Plangebiet 
befinden und deshalb keine Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. Die sonstigen 
allgemeinen Hinweise sind bereits ausreichend in den Unterlagen enthalten. 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.13 Stellungnahme der Kreisverwaltung Mainz-Bingen 10.01.2025 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis zu archäologischen Verdachtsflächen wird mit der GDKE abgestimmt und in der 
weiteren Planung berücksichtigt. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Zielkonflikt mit den Vorranggebieten Landwirtschaft und Regionaler Grünzug 
wird zur Kenntnis genommen, das Ergebnis des Zielabweichungsverfahrens steht noch aus. 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise der Unteren Naturschutzbehörde werden zur Kenntnis genommen. Eine Festset-
zung der Maximalhöhe der PV-Module mit max. 4,0m wird im Entwurf geprüft.  
Die zulässigen Nebenanlagen sind ausreichend festgesetzt, weitere Festsetzungen nicht erfor-
derlich. Das Schutzgut Fauna und Flora sowie die Ausgleichsmaßnahmen und der Artenschutz 
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werden im Umweltbericht zum nächsten Verfahrensschritt detailliert abgearbeitet. 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise der Unteren Wasserbehörde werden unter Hinweise in den Unterlagen redaktionell 
ergänzt.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme 
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Sachbericht: 
 

 

 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Zu 6.1: Der landwirtschaftliche Weg wird in den textlichen Festsetzungen noch ergänzt. 
Zu 6.2: Der FNP wir parallel geändert. 
Zu 6.3: Ob eine Randeingrünung erforderlich ist, wird im weiteren Verfahren geprüft, sie darf 
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jedoch die Anlage nicht beeinträchtigen. 
Zu 6.4: Eine Festsetzung weiterer Verkehrsanlagen ist nicht erforderlich, die Erschließung der 
Anlage ist über bestehende landwirtschaftliche Wege sichergestellt, deren Nutzung während der 
Baumaßnahmen im städtebaulichen Vertrag ausreichend geregelt. 
Zu 6.5: Die bestehenden landwirtschaftlichen Wege werden von der Maßnahme nicht tangiert 
und müssen somit im Bebauungsplan nicht geregelt werden. Lediglich der neue landwirtschaftli-
che Weg im Süden, der nach Wegfall von Wegen innerhalb der Anlage die Wegebeziehungen 
wieder herstellt, wird im Bebauungsplan bauplanungsrechtlich gesichert. 
Zu 6.6: Die Gemeinde stellt einen Bebauungsplan als Angebotsplanung auf, ein vorhabenbezo-
gener Bebauungsplan ist nicht erforderlich, das ist die aktuelle bewährte Planungspraxis. Trotz-
dem erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag privatrechtliche Absicherung der Kostenüber-
nahme und z.B. die Nutzung der Wege. 
Zu 6.7: In der Planzeichung werden die Höhenlinien ergänzt, die als Bezugshöhe herangezogen 
werden können. 
Zu 6.8: Die Festsetzung einer GRZ ist nicht zielführend, da durch Freiflächenphotovoltaikanlagen 
die Bodenversieglung nur gering ausfällt. Lediglich die Stützen versiegeln den Boden, ein Großteil 
bleibt als Grünfläche erhalten. Deshalb wurde nur ein Prozentsatz des Sondergebietes für die 
Versieglung zugelassen. Das entspricht den Vollzugshinweisen zur “Landesverordnung über Ge-
bote für Solaranlagen auf Grünlandflächen in benachteiligten Gebieten“ des Landes Rheinland-
Pfalz. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die obligatorischen Hinweise werden zu Kenntnis genommen. Der FNP wird parallel geändert 
und vor Satzungsbeschluss beschlossen. Die Randeingrünung wird in der weiteren Planung ge-
prüft. Weitere Höhenfestsetzungen sind nicht erforderlich, es handelt sich um eine PV-Anlage 
und kein Baugebiet mit Gebäuden, die Festsetzung eines Rohfußbodens erübrigt sich somit. Die 
Bezugshöhe wird über die Höhenlinien geregelt. Zudem wird auf die Planungshoheit der Ge-
meinde verwiesen, was im Bebauungsplan festgesetzt wird, entscheidet ausschließlich die Ge-
meinde. Ob Ausgleichsmaßnahmen aus Naturschutzgründen erforderlich werden, wird in den 
weiteren Planungsschritten geprüft. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.14 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer RLP vom  13.01.2025 
 
Sachbericht: 
 

 
 

 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Wichtigkeit der Lebensmittelproduktion werden zur Kenntnis genommen. Leider 
sind die aufgeführten Alternativen bislang nicht in der Lage die Ziele des Landes und des Bundes 
zu einer klimafreundlichen Energieversorgung zu erfüllen. Das hat verschiedene Gründe (Eigen-
tumsrecht, technische Probleme etc.) so dass die Gemeinde auf den Außenbereich ausweichen 
muss um ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten zu können. Auch das Landessolargesetz, das die 
Errichtung von PV-Anlagen bei gewerblichen Gebäuden vorschreibt, hat bislang nicht zu dem 
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erwünschten und erforderlichen Ausbau geführt. 
Die Bedenken hinsichtlich der Reduzierung von Flächen für die Lebensmittelproduktion werden 
zurückgewiesen. Die durch den Ukraine-Krieg befürchteten Engpässe bei Lebensmitteln sind 
glücklicherweise nicht eingetreten. Zudem werden in Rheinland-Pfalz etliche Flächen für den An-
bau von Genussmitteln verwendet (Tabak, Spargeln, Weinbau) die für die Lebensmittelproduktion 
genutzt werden könnten. Zudem hat eine Studie ergeben, dass mehr Freiflächen für Golfplätze 
als für regenerative Energien genutzt werden. Die Flächen für die Freiflächenphotovoltaikanlagen 
werden zudem auch nicht vernichtet und können nach Rückbau der Anlagen wieder uneinge-
schränkt genutzt werden. In dieser Zeit kann sich der Boden regenerieren und wird nicht durch 
Düngemittel oder Pflanzenschutzmittel belastet.    
 
Sachbericht: 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Bodenmarkt entzieht sich der Bauleitplanung und Steuerung durch die Ge-
meinde. Die Hinweise zu den hohen Ertragsmesszahlen werden bestätigt, diese sind in der Ge-
markung Ober-Olm im Vergleich zu anderen Regionen hoch. Da die Gemeinde ihren Beitrag zum 
Klimaschutz leisten möchte, wurde eine Fläche herausgesucht, die ohnehin entlang der Autobahn 
bis 200 m Abstand privilegiert ist. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Zielabweichungsverfahren werden zur Kenntnis genommen. Das Ergebnis wir 
dann beachtet. Die Gemeinde möchte ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten. Sie muss aber den 
Ausbau regenerativer Energien, die erforderliche Siedlungsentwicklung wegen des hohen Sied-
lungsdruckes und die Belange der Landwirtschaft sachgerecht abwägen. Da es hinsichtlich des 
Plangebietes ein Einvernehmen mit der Landwirtschaft gibt, wurde der Aufstellungsbeschluss für 
diesen Bebauungsplan gefasst. Da auch die Landwirtschaft und die Lebensmittelproduktion unter 
dem Klimawandel leidet (Erosionen bei Starkregen, lange Trockenphasen im Sommer, Erhöhung 
der Temperaturen), nutzen Maßnahmen zum Klimaschutz auch der landwirtschaftlichen Nutzung.    
Die Sicherung der Erschließung über die landwirtschaftlichen Wege, die lediglich während der 
Baumaßnahmen und zu Wartungszwecken erforderlich ist, erfolgt vertraglich mit der Gemeinde 
als Eigentümerin der Fläche und liegt nicht in der Verantwortung der Landwirtschaftskammer. Die 
Nutzung der Wege während der Baumaßnahmen wird mit den betroffenen Landwirten abge-
stimmt, das ist aber nicht Inhalt des Bebauungsplanes.  
Der Hinweis zu Agri-PV werden zu Kenntnis genommen. Diese wirken sich, wegen ihrer erfor-
derlichen Höhe (Landwirtschaftliche Geräte müssen darunter durchfahren können) erheblich auf 
das Landschaftsbild aus. Zudem sind die Ertragseinbußen sowohl bei der Energiegewinnung als 
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auch bei der landwirtschaftlichen Nutzung und den etwa dreimal so hohen Herstellungskosten 
ohne Förderung nicht wirtschaftlich betreibbar.  Deshalb lohnen sich diese nur bei Sonderkulturen 
wie z.B. bei Obstplantagen, wo die Module gleichzeitig als Hagel- und UV-Schutz dienen, was 
hier nicht der Fall ist. Vertikale Anlagen aufgestellt zwischen Bewirtschaftungsreihen, haben 
ebenfalls erhebliche Nachteile bei der Bewirtschaftung und können nur einen Bruchteil an Energie 
gewinnen. Deshalb wird der Bebauungsplan so aufgestellt, dass eine optimale Energiegewinnung 
möglich ist, wenn landwirtschaftliche Flächen temporär aus der Nutzung genommen werden. Das 
wirkt sich somit auch Flächensparend aus.      
Es wird deshalb an der Planung festgehalten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.15 Stellungnahme der Autobahn GmbH des Bundes vom  21.01.2025 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Bauverbotszone und Bauvorbehaltszone sowie die sonstigen allgemeinen Hin-
weise werden zur Kenntnis genommen und in der weiteren Planung beachtet. Details werden im 
Zuge der Baugenehmigung mit der Autobahn GmbH abgestimmt.  
 
Die Hinweise zum geplanten Ausbau der A 63 können so lange keine konkrete Planung vorliegen 
nicht beachtet werden. Die Bauverbotszone lässt hier ausreichend Abstand, die die Planung nicht 
behindert. 
Die Hinweise zum Immissionsschutz erübrigt sich aufgrund der festgesetzten Nutzung. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gingen keine Stellungnahmen ein.  
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Gemeinderatsbeschluss 
 
Die Gemeinde Ober-Olm hat nach reiflicher Prüfung alle Stellungnahmen und Hinweise sowie 
Anregungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung sach- und fachgerecht 
gegeneinander abgewogen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
Ober-Olm, den ................2025 
 
 


